
 
 
 
 
 
 
 
 

S A T Z U N G 
 
 
 
der Stadt Annweiler am Trifels über die Gestal-

tung und zum Schutz des Ortsbildes im Ortsteil 

Gräfenhausen 
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Zum Schutz des historischen Ortsbildes und zur Abwehr von Verunstaltungen und negativen 
Erscheinungen hat der Rat der Stadt Annweiler am Trifels aufgrund § 88 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 und 
Abs. 4 Nr. 1 der LBauO für Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24. November 1998 (BGBl. I S. 365) 
in Verbindung mit § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der jeweils gülti-
gen Fassung, folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 
 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
 
 Diese Satzung gilt für den historischen Ortskern des Ortsteils Gräfenhausen. 
 Der Gesamtgeltungsbereich umfasst im wesentlichen die Bebauung der folgenden Stra-

ßenzüge: 
  
 Im Norden die Gebäude an der Waldstraße bis einschließlich Hs. Nr. 48, die derzeit un-

bebauten Grundstücke Flst.nrn. 1, 11/4, 11/3, 12 und 1288/4 sowie die Gebäude an der 
Kirschackerstraße bis einschließlich Hs. Nr. 15.  

 
Im Westen umfasst die Gestaltungssatzung die Gebäude östlich der Straße „Zur Holder-
quelle“ bis einschließlich Anwesen Hs.nr. 6 sowie die Anwesen westlich der Krummgas-
se.   

. 
Im Süden werden die Gebäude südlich der Hohlstraße (Hs. Nrn. 2 – 16) sowie das der-
zeit unbebaute Grundstück Flst.nr. 110 einbezogen.  

 
Im Osten gilt die Gestaltungssatzung für alle Gebäude westlich des bestehenden Fuß- 
und Radweges südlich der Hahnenbachstraße (K 4), mit Ausnahme des Anwesens 
Hohlstraße 15. Nördlich der Hahnenbachstraße verläuft die Abgrenzung unter Einbezie-
hung der Anwesen Hahnenbachstraße 13 und Steingasse 11 und 12. Darüber hinaus 
gilt die vorliegende Gestaltungssatzung auch für das ehem. Schulhaus in der Hahnen-
bachstraße (Hs.nr. 21), Flst. 570/12 und den ehem. Schulhof Flst, 570/13.  

 
 Die genaue Begrenzung des Gebietes ist in dem als Anlage zum Satzungstext beigefüg-

ten Lageplan dargestellt. 
 
 Der Lageplan ist Bestandteil dieser Satzung. 
 
 

§ 2 Sachlicher Geltungsbereich 
 

 (1) Die Satzung dient dem Schutze der historischen Bausubstanz gegen strukturfremde 
Veränderungen und zur Erhaltung bzw. Gestaltung des Ortsbildes. 

 
 (2) Sie ist anzuwenden bei baulichen Maßnahmen aller Art, wie Neubauten, Wieder-

aufbauten, Sanierung, Modernisierung, Instandsetzung, Umbauten und Erweiterun-
gen von baulichen Anlagen, Freiflächen und Einfriedungen. 

 
  Die Regelungen der Gestaltungssatzung gelten für bauliche Anlagen, Bauteile, 

Bauzubehör sowie Anlagen der Außenwerbung. 
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Bild 1: Einfügung von Neubauten hinsichtlich Gebäude- und Dachform, 

Proportionen, Fassadengliederung, Material... 
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 (3) Gemäß § 86 Abs. 4 Nr. 1 LBauO wird zum Schutz des historischen Ortsbildes fest-

gelegt, dass genehmigungsfreie Werbeanlagen und Automaten einer Genehmigung 
durch die Bauaufsicht bedürfen. 

 
 (4) Gestalterische Festsetzungen in Bebauungsplänen gehen den Regelungen dieser 

Satzung vor. 
 
 (5) Bei Bau- und Kulturdenkmälern bleiben weitergehende Anforderungen des Denk-

malschutzes unberührt. 
 
 

§ 3 Allgemeine Anforderungen - Bewahrung der Eigenart des Ortsbildes 
 
 (1) Baumaßnahmen sind so auszuführen, dass sie die positiv wirksamen Eigenarten 

des Ortsbildes nicht negativ verändern oder stören. 
 
  Positive Eigenarten sind die Elemente, die die typische historisch gewachsene 

Grundrissstruktur (Straßenräume und Platzräume, Stellung der Gebäude), die Pro-
portionen, die Dachlandschaft und die Fassadengestaltung der Gebäude zum un-
verkennbaren Ortsbild von Gräfenhausen gebildet haben. 

 
 (2) Neubauten und bauliche Veränderungen müssen sich, insbesondere hinsichtlich 

der Gebäude- und Dachform, Größe und Proportionen, Ausbildung der Wandflä-
chen einschließlich Reliefbildung, Öffnungen und Gliederung sowie Konstruktions-
bild, Material, Oberflächenwirkung und Farbe in das Straßen- und Ortsbild einfügen, 
ohne dass die gestalterische Individualität verloren  geht. 

 
 (3) Gegen Absatz 2 wird insbesondere verstoßen, 
   
  1. wenn z. B. Fenster, Türen oder sonstige Öffnungen, Vorbauten oder Schaukäs-

ten in bezug auf Form und Größe, Maßverhältnis und Gliederung den Erforder-
nissen des Abs. 2 nicht entsprechen; 

 
  2. wenn z. B. Öffnungen an der Vorderfront von Bauwerken, wie Schaufenster, La-

deneingänge oder Garagentore, an öffentlichen Straßen und Plätzen vorgesehen 
werden und diese die Gliederung der Fassaden unterbrechen; 

 
  3. bei Verwendung nicht ortsüblicher Werkstoffe, insbesondere synthetischer Mate-

rialien;  
 
  4. bei der Wahl von Farben, die den Forderungen des Abs. 2 nicht entsprechen. 
 
 (4) Bauteile von denkmalpflegerischer, wissenschaftlicher, künstlerischer, handwerkli-

cher oder heimatgeschichtlicher Bedeutung, wie insbesondere gestaltete Gebäude-
fronten (Fassaden mit Sandsteinarbeiten, Fachwerkteile, Stufen und Außentreppen, 
Türrahmen, Torbögen, Türblätter und Tore), Erker, Gauben, Gewände, Konsolen 
und Gesimse, Wappen und Schlusssteine, Inschriften und ähnliches sind an Ort 
und Stelle sichtbar zu belassen und instand zuhalten. Auf die §§ 13 und 14 des 
DSchPflG) Rheinland Pfalz wird ausdrücklich verwiesen. 
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§ 4 Besondere Anforderungen - Gestaltung der baulichen Anlagen 

 
§ 4.1 Baukörper, Bauflucht, Bauweise, Gebäudeabstand und Bauwerkshöhe 

 
 (1) Straßenräume bildende Baufluchten sind, insbesondere auch ihre detaillierte Füh-

rung (Vor- und Rücksprünge), zu erhalten bzw. wieder herzustellen. 
 
 (2) Zur Erhaltung bzw. Wiederherstellung des historischen Orts- und Straßenbildes 

kann im Einzelfall gestattet bzw. gefordert werden, dass die Abstandsflächen des § 
8 LBauO unterschritten werden, jedoch höchstens bis zu dem Wert, der sich aus 
den bestehenden oder im Fall des Abbruchs aus dem zuvor gegebenen Zustand 
bestimmt. 

 
 (3) In allen bereits bebauten Gebieten sollen neue Gebäude nicht über die vorhandene 

Bebauung hinausragen und nicht von der vorherrschenden Dachform abweichen. 
Als "vorhandene Bebauung" gilt dabei die durchschnittliche Höhe der den Gebiets-
charakter bestimmenden Bebauung, nicht jedoch einzelne Bauten. 

 
 (4) Trauf- und Firsthöhe oder sonstige, für den Straßenraumquerschnitt wichtige Be-

zugshöhen bei Neubauten, sind beizubehalten. 
 
  Ausnahmsweise kann von den Festsetzungen der Absätze 3 und 4 abgewichen 

werden, wenn z.B. zur Verbesserung der Wärmedämmung im Dachbereich größere 
Höhen erforderlich werden. Ortsgestalterisch relevante Sichtbeziehungen dürfen 
dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

 
  Bei abweichenden Dachformen (z. B. in Innenhofbereichen) sollen Maßnahmen 

getroffen werden, die sich der gegebenen charakteristischen Gebäudestruktur weit-
gehend anpassen (z. B. in Verbindung mit Pflanzmaßnahmen und sorgfältiger Ma-
terialauswahl). 

 
 

§ 4.2 Dachform, Gestaltung, Material und Farbe 
 
 (1) Zur Erhaltung der Dachlandschaft sind Sattel-, Mansard- und Krüppelwalmdächer, 

an städtebaulich wichtigen Punkten (Straßeneinmündungen, Plätzen) auch Walm-
dächer mit einer Dachneigung von mindestens 40° auszuführen. 

 
  Ausnahmsweise können abweichende Dachformen zugelassen werden, wobei die 

Dachneigung mindestens 40° betragen muss. Flachdächer sind nicht gestattet. Bei 
Nebengebäuden bilden Dachterrassen eine Ausnahme, die mindestens zu einem 
Viertel ihrer Fläche begrünt werden sollten und sofern sie vom öffentlichen Straßen-
raum nicht direkt einsehbar sind. 

 
 (2) Giebel haben sich in Neigung, Breite und Höhe dem historischen Bereichsbildcha-

rakter anzupassen. 
 
 (3) Gebäude, die aufgrund ihrer großen Bautiefe aus dem Rahmen fallen, sind so zu 

gliedern, dass von allen Blickrichtungen aus die maßstäbliche Struktur der Dach-
landschaft erhalten bleibt. 
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  Bild 2: Zulässig sind naturrote bis rotbraune Dacheindeckungen..., an histori- 
   schen Gebäuden ist auch Schiefer zur Dacheindeckung zulässig. 
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(4) Zur Belichtung der Dachräume sind Satteldach- oder Schleppgauben auszuführen. 

Sie sind vertikal auszurichten. Einzelgauben sind bis zu einer Breite von 1,5 m zu-
gelassen. Gauben müssen untereinander einen Mindestabstand von 0,6 m haben. 
Der Abstand vom Ortgang muss mindestens 1,0 m betragen. Die Gesamtbreite der 
Dachaufbauten darf die Hälfte der Dachseite nicht überschreiten. Gauben sind im 
Material des Daches einzudecken. Eine Eindeckung mit nicht reflektierendem Zink- 
oder Kupferblech ist ebenfalls zulässig. Die Gauben sind auf die darunter liegenden 
vertikalen Fensterachsen abzustimmen. Ausnahmsweise sind auch Satteldach-
Doppelgauben zulässig, wenn die harmonische Gliederung der Dachfläche dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. Dachgauben, die mit der Fassade abschließen (Zwerch-
häuser) sind bis zu einer Breite von 30 % der Trauflänge zulässig. Auf die Symmet-
rie der Fassade ist Rücksicht zu nehmen. 

 
 (5) Dachvorsprünge am Giebel sind bis ca. 25 cm zulässig. Bei den klassizistischen 

Gebäuden sind die Dachvorsprünge ausnahmsweise größer. Gesimse sind den aus 
dem Putzbau entwickelten Formen anzupassen. 

 
 (6) Es sind naturrote bis rotbraune Ziegeldeckungen oder gleichwertige Materialien zu 

verwenden. An historisch besonderen Gebäuden ist auch Schiefer zur Dacheinde-
ckung zulässig. Für abweichende Dachformen und untergeordnete Dächer von Er-
kern oder kleinen Vorbauten können Zink- oder Kupferblechdeckungen zugelassen 
werden, wenn diese nicht reflektieren. Sonstige Blecheindeckungen und Einde-
ckungen aus Asbest- und Faserzementplatten sind auf allen Dächern nicht zulässig. 

 
 (7) Für Nebengebäude an den historischen Straßenzügen ist die Dachneigung gem. 

Abs. 1 zu erhalten. Nebengebäude im rückwärtigen Grundstücksteil oder in vom öf-
fentlichen Straßenraum nicht einsehbaren Bereichen dürfen eine flachere Dachnei-
gung aufweisen. Für Nebengebäude in nicht einsehbaren Bereichen sind rote 
Dacheindeckungen aus Platten oder Trapezblechen ausnahmsweise zulässig. 

 
 (8) Liegende Dachfenster sind, soweit sie von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen 

sichtbar sind, nicht zulässig. Sie dürfen nur ausnahmsweise und nur dann verwen-
det werden, wenn sie kleinteilig ausgeführt werden und auf die darunterliegenden 
vertikalen Fensterachsen ausgerichtet sind. Dachflächenfenster müssen ein deut-
lich aufrechtrechteckiges Format aufweisen. Die Breite der Dachflächenfenster darf 
die Breite der in der Fassade befindlichen Fenster nicht überschreiten. 

 
  Dachflächenausschnitte sind zur Anlage von Loggien und Dachgärten bis 1/3 der 

Dachbreite zulässig, wenn sie sich in Proportionen und Anordnung in die Gesamt-
struktur von Dach und Gebäude einfügen und vom öffentlichen Straßenraum nicht 
einsehbar sind. 

 
 (9) Dacheinschnitte (Dachterrassen) sind nur auf der von der Straße abgewandten 

Dachseite zulässig. Der Abstand vom Ortgang muss mindestens 1,0 m betragen. 
Die Gesamtbreite des Dacheinschnittes darf die Hälfte der Breite der Dachseite 
nicht überschreiten. 
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Bild 3: Weitgehende symmetrische Aufteilung der Fassade. 
 Fenster weisen aufrechte rechteckige Formate auf 
 und sind vorzugsweise durch Sprossen gegliedert. 
 Werbung in Form von aufgemalten Schriften,  
 Vordächer ordnen sich der Fassadengliederung unter. 
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 (10) Sonnenkollektoren und Photovoltaikelemente sind in die Dachhaut einzubauen. 

Ausnahmsweise können Sonnenkollektoren und Photovoltaikelemente auch auf der 
Dachhaut zugelassen werden, wenn sie klar von dieser getrennt und gut ablesbar 
als technisches Element gestaltet werden. Die Gesamtfläche dieser Elemente soll 
nicht mehr als 50 % der Dachfläche überdecken. Von Traufe, oder Ortgang muss 
mindestens ein Abstand von 0,5 m eingehalten werden. Zum First darf dieser Ab-
stand unterschritten werden. 

 
 (11) Technisch notwendige Aufbauten sind so zu gestalten, dass sie in das Erschei-

nungsbild des gesamten Gebäudes eingebunden sind. 
 
 

§ 4.3 Fassadenstil, Struktur und Proportionen 
 
 (1) Die gebäudeprägende Gliederung und Fassadengestaltung, insbesondere auch 

ihre Material- und Farbgebung, ist zu erhalten bzw. wiederherzustellen. 
 
 (2) Für Neu- bzw. Erneuerungsbauten gilt, dass das Breiten- und Höhenmaß der Bau-

körper dem der umgebenden Bebauung anzupassen ist. 
 
  Soweit Baukörper im Einzelfall aufgrund ihrer besonderen Funktion die gegebene 

Dimension nicht einhalten können, ist ihre Baumasse durch Vor- und Rücksprünge 
oder ähnliche gestalterische Mittel zu gliedern. 

 
 (3) Werden Gebäude geändert oder erneuert, sollen die bisherigen Firstrichtungen 

und Dachneigungen weitgehend beibehalten werden. 
 
 (4) Vordächer oder andere, den Zusammenhang zwischen Erdgeschoss und Unter-

geschoss stark unterbrechende sonstige unproportionierte Gestaltelemente sind 
nicht zulässig. Ausgenommen hiervon sind Vordächer bis zu 1,50 m Breite über 
Haustüren. Die Vorschriften des § 4.2 Abs. 1, 4 und 6 sind entsprechend anzu-
wenden. 

 
 (5) Die Anbringung von Gemälden (z. B. als Hinweis auf Metzgerei, Bäcker, Gasthaus 

etc.) auf Fassaden ist mit der Stadt und der Genehmigungsbehörde abzustimmen.  
 

 

§ 4.3.1 Fassadenöffnungen, Vorbauten und Verkleidungen, Außentreppen 
 
 (1) Beim Einbau von Fenstern, Türen, Schaufenstern und Toren ist folgendes zu be-

achten: 
 

  1. Fenster, Türen und Schaufenster müssen in einem harmonischen Verhältnis 
zur Größe und Gestaltung des Gebäudes stehen. Um die Maßstäblichkeit der 
bestehenden Fassadengliederung zu erhalten, müssen die Fenster und Fens-
tertüren in Größe, Maßverhältnis und formaler Gestaltung den historisch über-
lieferten Fenstern angepasst werden. 

 

  2. Schaufenster sind nur im Erdgeschoss zulässig. Sie sind aus der Fassade des 
einzelnen Gebäudes zu entwickeln und müssen sich dieser unterordnen. Dies 
gilt für die Wahl von Form, Maßstab, Gliederung, Material und Farben. 



10 
 
 
 

 
 
 Bild 4: Bei Fachwerkgebäuden sind Fensteröffnungen auf die ursprünglichen 

Pfostenabstände abgestimmt. 
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  Schaufensterteilungen sollen stehende, aufrecht rechteckige Proportionen ha-

ben.  
  Schaufenster müssen durch Mauerpfeiler oder Stützen eingefasst sein. Die 

Fensterfläche muss mindestens 10 cm hinter die Fassade zurücktreten. Die 
Ausführung von Glasfronten mit dahinterliegenden Stützen ist unzulässig. Die 
gestalterische Zusammenfassung der Schaufenster mehrerer Gebäude ist un-
tersagt.  

 
  Ladeneingänge und Schaufenster sind jeweils als eigenständige, durch Pfeiler 

voneinander getrennte Öffnungen auszubilden.  
 
  Schaufenster können in Holz, gestrichen bzw. in beschichtetem Material oder in 

weißem Kunststoff ausgeführt werden. Sie dürfen nicht in Gold- oder Silberelo-
xal oder mit glänzender Oberfläche ausgeführt werden. 

 
  Fenster und Türen sind Bestandteil der Gliederung der Fassaden. Die Form, 

Größe der Fenster und die Wahl des Materials sind in die Gesamtgestalt der 
Fassade einzuordnen. 

 
  Markisen sind nur zulässig, wenn sie nicht in grellen Farben sowie ohne Auf-

schriften ausgeführt werden und sich unter Berücksichtigung von Anordnung 
und Größe der Öffnungen harmonisch in die Fassade einfügen. Sie sind ent-
sprechend der Schaufenstergliederung zu unterteilen und dürfen Gesimse und 
Gliederungen der Gebäude sowie historische Bauteile, Zeichen und Inschriften 
nicht verdecken. Die Markisen dürfen den öffentlichen Verkehrsraum nicht be-
einträchtigen; die Jalousetten und Rollläden dürfen nicht über den Putz vorste-
hen und im hochgezogenen Zustand nicht sichtbar sein. 

 
  3. Fensterteilungen sind in hochrechteckiger Form zulässig. Es sind stehende 

Formate zu verwenden (z. B. 1,00 m Breite und 1,40 m Höhe bis 1,80 m). Die 
Fensterfläche soll mindestens 10 cm hinter der Fassade zurücktreten. Vor-
zugsweise sind Fenster von einer Breite ab 0,6 m oder einer Höhe ab 0,8 m in 
allen Geschossen mit einer angemessenen Unterteilung durch echte, d.h. kon-
struktive Sprossen oder als zweiflügeliges Fenster herzustellen. 

  Die Rahmen der Fenster sind in Holz auszuführen: hierbei sollen vorzugsweise 
einheimische Hölzer verwendet werden. Holzrahmen können entweder in weiß 
gestrichen oder im Naturton belassen werden. Bei einer farbigen Lasur ist die 
Farbe auf die der Fassade abzustimmen. Ausnahmsweise zulässig ist auch ei-
ne Ausführung in weißem Kunststoff. Flache und strukturlose Glasscheiben 
sind allen anderen Glasarten vorzuziehen. Fenster und Türen sind nicht in elo-
xiertem Material zulässig. 

 



12 
 
 
 
 

Bild 5: ... originale historische Türen 
und Tore sind soweit wie 
möglich zu erhalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 6:  
Material und Farbgebung... 
Typische Fassadenmaterialien 
sind Verputz, regelmäßiges 
Sandsteinmauerwerk oder 
Sichtmauerwerk aus Tonzie-
geln. 
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  4. Bei Fachwerkhäusern sind Fenstergrößen und -teilungen auf die ursprünglichen 

Pfostenabstände abzustimmen. Fenster und Türen sind ausschließlich in Holz 
auszuführen. 

 
  5. Die Verwendung von Glasbausteinen, soweit sie von öffentlichen Straßen, We-

gen und Plätzen aus sichtbar sind, ist unzulässig. 
 
  6. Klappläden sind zu erhalten bzw. gleichwertig zu ersetzen. Bei Erneuerungs-

maßnahmen sind grundsätzlich Klappläden aus Holz den Rollläden vorzuzie-
hen. Rollladeneinbauten mit sichtbar bleibenden Rollladenkästen sind bei Öff-
nungen mit Steingewänden und bei Fachwerk nicht zugelassen. 

 
  7. Originale historische Türen und Tore sind soweit wie möglich zu erhalten.  
 
  8. Neue Türen und Tore müssen in Größe, Form und Farbe nach den historischen 

Vorbildern gestaltet werden. 
 
  9. Türen und Tore sollen in der Regel aus Holz hergestellt werden. Zulässig ist 

auch gestrichenes oder beschichtetes Metall. 
 
    Unzulässig sind Holzimitationen aus Kunststoff sowie blanke und eloxierte 

Leichtmetallkonstruktionen. 
 
  10. Historische Außentreppen sind zu erhalten. 
 
 

§ 4.3.2 Material und Farbgebung 
 
 (1) Die sichtbaren Bauteile sind generell in traditionellem Material oder solchem auszu-

führen, das diesem in Form, Struktur und Farbe entspricht. Fassaden aus Sand-
steinmauerwerk sollen nach Möglichkeit erhalten werden. Eine grelle Farbgebung 
und glänzende Oberflächen sind unzulässig.  

 
 (2) Außenwände von Wohngebäuden sind zu verputzen, es sei denn, dass Wände o-

der Sockel regelmäßiges Sandsteinsichtmauerwerk mit scharrierter oder geschliffe-
ner Oberfläche oder Sichtmauerwerk aus Tonziegeln aufweisen.  

 
 (3) Sockel dürfen nur bis zur Oberkante des Erdgeschossfußbodens reichen. Sie dür-

fen nur in Sandstein oder einer verputzten Oberfläche ausgeführt werden. Gegen-
über den darüberliegenden Wandflächen sind sie farblich abzusetzen.  

 
 (4) Der Außenputz ist glatt oder von Hand verrieben anzubringen. Es ist mit einer Sili-

kat- oder Mineralfarbe zu streichen. Rauh- und Grobputze mit größerer Körnung als 
max. 3 mm sind nicht gestattet. 

 
 (5) Sandsteingewände an Fenstern sind zu erhalten. Bei Neubau- und Wiederaufbau-

maßnahmen sind Fensteröffnungen zu gliedern, z. B. mit Putzfaschen oder mit ge-
strichenen Betonelementen für Fenstersturz und -bank. 

 
 (6) Unzulässig sind an den Außenwänden Fliesen, glasierte Keramikplatten, Spaltriem-

chen, poliertes bzw. geschliffenes Steinmaterial, Ölfarbe, Kunststoff-, Asbest-
(Faser)zement- und Metallplatten. 

 
 (7) Sonnenkollektoren an Fassadenwänden, die vom öffentlichen Straßenraum einzu-

sehen sind, sind in die Fassadengestaltung zu integrieren.  
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 (8) Regenrinnen und Fallrohre sind in Kupfer- oder Zinkblechen auszuführen. Ein Farb-

anstrich ist zulässig, sofern er auf die Farbgebung der Fassade abgestimmt ist 
 
 

§ 5 Balkone, Loggien und Galerien 
 
 (1) Die Brüstungen sollen eine vertikale Gliederung aus Holz, Stahl oder Schmiedeei-

sen in einfachen und klar gegliederten Formen erhalten. Sie können auch in geputz-
tem Mauerwerk ausgeführt werden. Platten und Verkleidungen aus glänzendem 
Metall, aus Kunststoff oder Asbestzement sind unzulässig. 

 
 (2) Historische hölzerne Galerien auf den Hofseiten der Gebäude sind zu erhalten. 
 
 

§ 6 Freileitungen und Antennen 
 
 (1) Freileitungen, Masten, Beleuchtungseinrichtungen u. ä. sind so anzubringen, dass 

sie das Straßen- und Platzbild nicht nachteilig beeinflussen. 
 
 (2) Fernseh- und Rundfunk-Antennen sind, soweit ein normaler Empfang es erlaubt, 

unter dem Dach anzubringen. Im übrigen müssen sie bei traufständigen Gebäuden 
mindestens 2 m hinter dem First, bei giebelständigen mindestens 5 m hinter der 
Straßenfassade angebracht werden.  

  Antennenanlagen auf Fassaden, die vom öffentlichen Straßenraum einsehbar sind, 
sind nicht zulässig. Ausnahmen können gewährt werden, wenn ein normaler Emp-
fang auf keine andere Weise hergestellt werden kann. 

 
  Bei Gebäuden mit mehreren Wohnungen dürfen nur Gemeinschaftsantennen ange-

bracht werden. 
 
  Die Zuleitungen sind nicht über die dem öffentlichen Raum zugewandten Fassade 

zu führen. 
 
 (3) Parabolantennen auf Dächern und an Fassaden sind nicht zugelassen, sofern sie 

vom öffentlichen Straßenraum einsehbar sind. Übrige Antennenanlagen unterliegen 
§ 61 Abs. 13 und 14 LBauO. 

 
  Die Farbgebung der Antennenanlage ist dem Gebäude in Dach- oder Fassadenfar-

be anzupassen. Grelle Farben sind zu vermeiden, ebenfalls die Verwendung von 
bildlichen Darstellungen und die Verwendung als Werbeträger. 

 
 

§ 7 Werbeanlagen 
 
 (1) Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und am Gebäude oder an der 

Einfriedung der der Straße zugewandten Gebäudeseite zulässig. Sie sollen im Re-
gelfall im Erdgeschoss angebracht werden. Auslegerschilder können auch an der 
Brüstung des ersten Obergeschosses genehmigt werden. 

 
  Falls andere Erfordernisse, z. B. Erfordernisse des Verkehrs (Freiraumprofil), dies 

erfordern, können Auslegerschilder ausnahmsweise oberhalb der Brüstung des 1. 
OG genehmigt werden. 

 
 (2) Werbeanlagen dürfen Gesimse und Gliederungen der Gebäude sowie historische 

Bauteile, Zeichen und Inschriften nicht verdecken. 
 
 (3) Folgende Ausführungen von Werbeanlagen sind zu bevorzugen: 
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   1. auf den Putz aufgemalte Schriften 
   2. aufgesetzte Schriften aus Metall oder 

3. schmiedeeiserne Ausleger mit passenden Darstellungen und Symbolen 
4. hinterleuchtete Einzelbuchstaben 

 
 (4) Bei Schriften und Einzelbuchstaben nach Abs. 3 Nr.1 und 2 ist eine maximale Höhe 

von 0,5 m zugelassen. 
 
 (5) Tafeln, Schilder und ähnliche Werbeanlagen, die flächig auf oder vor der Außen-

wand angebracht werden, dürfen die Höhe von 0,4 m und die Länge von 1,2 m nicht 
überschreiten. Leuchtkästen sind nicht gestattet. 

 
 (6) Auslegerschilder und ähnliche Werbeanlagen, die senkrecht zur Außenwand ange-

bracht werden, sind bis zu einer Höhe von 0,6 m, einer Ausladung von 0,8 m und 
einer Breite von 0,2 m zugelassen. Schmiedeeiserne Ausleger nach Abs. 3 Nr. 3 
dürfen diese Maße übersteigen. 

 
 (7) Die Errichtung und Häufung von Werbeanlagen ist nur insofern gestattet, als die 

Ansichtsflächen der Werbeanlagen bei jedem einzelnen Gebäude nicht mehr als 10 
% der betreffenden Außenwand der Fläche des Gebäudes bedecken. Ferner darf 
keine Außenwandfläche mit Werbeanlagen von mehr als insgesamt 5 m2 versehen 
sein. 

 
 (8) Winklig zur Gebäudefront angebrachte Werbeeinrichtungen dürfen nur bis zur Brü-

stungshöhe des 1. Obergeschosses angebracht werden. Die Ausladung über die 
Gebäudefronten hinaus darf nicht mehr als 1,0 m betragen. 

 
 (9) Winklig zur Gebäudefront angebrachte Werbeeinrichtungen mit überwiegend verti-

kaler Ausdehnung müssen so gestaltet sein, dass sie wesentliche Teile der Gebäu-
defront auch in der Schrägansicht nicht verdecken. Ihre Ausladung darf 0,80 m nicht 
überschreiten. Ihre Größe und Form muss auf die Architektur des Gebäudes und 
die Nachbarschaft abgestimmt sein. 

 
 (10) Parallel zur Gebäudefront angebrachte Werbeeinrichtungen müssen mindestens 

2,50 m über Bürgersteigoberkante und sollen höchstens bis Oberkante Fenster-
brüstung des 1. Obergeschosses angebracht werden. Ihre Ausladung darf höchs-
tens 0,25 m betragen, es sei denn, dass eine Kragplatte ein größeres Ausmaß zu-
lässt. 

 
 (11) Schaufenster dürfen nicht vollflächig plakatiert werden. Sie müssen ihren Charakter 

als Fenster behalten. 
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Bild 7: ...Gestaltung von Hof-. Lager-, Abstellflächen im Einklang mit dem his-
torischen Straßen- und Ortsbild 
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 (12) Unzulässig sind: 
  1. mehr als zwei Werbeanlagen für einen Gewerbebetrieb 
   2. die senkrechte Anordnung von Werbeschriften 
   3. Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem Licht 
  4. Lichtwerbungen in grellen Farben und hoher Lichtdichte  
  5. Werbeanlagen auf Dächern 
 
 (13) Das Überspannen von Straßen mit Transparenten, Fähnchen oder dergleichen 

kann aufgrund einer besonderen Genehmigung durch die Verbandsgemeinde aus-
schließlich begrenzt gestattet werden. 

 
  Bei Werbeanlagen wie auch Warenautomaten (§ 8) können aus städtebaulichen 

Gründen Ausnahmen von den Festsetzungen gem. den Bestimmungen des § 67 
LBauO erfolgen. Die Genehmigung für eine Befreiung in diesem Sinne ist vor Be-
ginn der Maßnahme bei der unteren Bauaufsichtsbehörde einzuholen. 

 
 (14) Werbung ist nur zulässig an der Stätte der Leistung. Ausnahmsweise kann eine 

Integration von Werbung in ein städtisches "Fremdenverkehrsleitsystem" gestattet 
werden. 

 
 

§ 8 Automaten 
 
 (1) Automaten sind in ihrem Äußeren so zu gestalten und instand zuhalten, dass sie 

nach Form, Werkstoff und Farbe nicht verunstaltend wirken. 
 
 (2) Automaten dürfen Gesimse und Gliederungen der Gebäude sowie historische Bau-

teile, Zeichen und Inschriften nicht verdecken. Mehr als zwei Automaten an einem 
Gebäude sind unzulässig. 

 
 (3) Folgende Höchstgrößen von Automaten dürfen nicht überschritten werden: 

Ausladung max. 20 cm, Ansichtsfläche max. 0,6 m2 
 
 

§ 9 Betriebs- und Nebengebäude 
 
 Betriebs- und Nebengebäude sind so zu gestalten, dass das Gesamterscheinungsbild 

des Anwesens mit seiner unmittelbaren Umgebung als auch die Eigenart der Landschaft 
nicht gestört werden. 

 
 

§ 10 Stellplätze, Lager und Ausstellungsplätze 
 
 Zum Schutze des historischen Straßen- und Ortsbildes sind Stellplätze für Kraftfahrzeu-

ge, Lagerplätze und Ausstellungsplätze in ihrer Anlage und Ausgestaltung mit ihrer Um-
gebung so in Einklang zu bringen, dass sie keine Störung für benachbarte bauliche An-
lagen, das Straßen- und Ortsbild oder dessen beabsichtigte Gestaltung sowie Bau- und 
Kulturdenkmäler hervorrufen. 
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Bild 8: ...nicht überbaute Flächen bebauter Grundstücke 
nur im unbedingt erforderlichen Umfang versie-
geln. 
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§ 11 Nicht überbaute Flächen bebauter Grundstücke 
 
 (1) Die nicht überbauten Flächen bebauter Grundstücke sind mit Ausnahme der erfor-

derlichen Höfe, Zufahrten und Zugänge gärtnerisch anzulegen und instand zuhal-
ten. Höfe, Zufahrten und Zugänge dürfen nur im unbedingt erforderlichen Umfang 
versiegelt werden. 

 
 (2) Befestigte Flächen in Höfen und Einfahrten sollen bei einer Umgestaltung gepflas-

tert werden (rechteckige oder quadratische Steinformate). Vorzugsweise ist gemäß 
dem historischen Vorbild Natursteinpflaster einzubauen. 

 
 

§ 12 Einfriedungen 
 
 (1) Einfriedungen sind, wenn sie nicht in einer anderen orts- bzw. gestalterisch typi-

schen Form bestehen, mit einer Höhe von mind. 0,8m und  max. 1,5 m zu errichten. 
  Einfriedungen, die vom öffentlichen Verkehrsraum her sichtbar sind, sind als Bruch-

steinmauern, verputzte Wände aus Mauerwerk oder Beton auszuführen. Holzwände 
oder Holzstaketenzäune können auf Mauersockeln stehen. Einfriedungen aus Me-
tall in Form von Rohr- oder Stabkonstruktionen sind zulässig, sofern sie eine deut-
lich vertikale Ausrichtung aufweisen. Einfriedungen in Form von Hecken, mit Aus-
nahme von Koniferen, sind ausdrücklich zulässig. 

 
 (2) Traufgassen bis zu einer Breite von 1,00 m sind entsprechend dem Gebäudecha-

rakter zu verschließen. Traufgassen können offen bleiben, wenn sichergestellt ist, 
dass sie z.B. als Fußwegverbindung durchgängig begehbar sind. 

 
 

§ 13 Genehmigungs- und Anzeigepflicht 
 
 (1) Im Geltungsbereich dieser Satzung bedürfen Abbruch, Umbau oder Änderungen 

von baulichen Anlagen einer besonderen Genehmigung. Dazu zählen insbesondere 
auch der Neuverputz und / oder Neuanstrich von Fassaden. 

 
 (2) Alle nicht gemäß § 61 der LBauO genehmigungspflichtigen baulichen Maßnahmen 

am Äußeren der Bauwerke sind der Verbandsgemeindeverwaltung vor Inangriff-
nahme der Arbeiten anzuzeigen. Der Anzeige sind die zur Beurteilung der Maß-
nahme erforderlichen Skizzen und Beschreibungen hinzuzufügen, aus denen auch 
Material und Farbwahl sowie die derzeitige Gestaltung der Nachbargrundstücke zu 
ersehen ist. Die Stadt prüft von Fall zu Fall im Einvernehmen mit den Denkmalpfle-
gebehörden, ob die geplante Maßnahme den Belangen des Denkmalschutzes ent-
spricht. Baumaßnahmen im Sinne dieser Gestaltungssatzung dürfen nicht vor Ertei-
lung des Einvernehmens der Stadt begonnen werden.  

 
 (3) Werbeanlagen und Warenautomaten bedürfen auch dann innerhalb des Geltungs-

bereiches dieser Satzung der Genehmigung, wenn sie nach § 62 der LBauO ge-
nehmigungsfrei sind. 

 
 

§ 14 Unterhaltspflicht 
 
 (1) Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, das Äußere und Innere der auf ihren 

Grundstücken bestehenden Bauwerke in einem Zustand zu erhalten, der das Orts-
bild nicht beeinträchtigt. Die Stadt kann die Beseitigung von Missständen durch Mo-
dernisierungsgebote und die Behebung von Mängeln durch Instandsetzungsgebote 
anordnen (§ 177 BauGB). 
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 (2) Wird nach dem Abbruch eines Gebäudes nicht innerhalb eines Monats mit dem 

Wiederaufbau begonnen, ist die entstandene Baulücke bis zum Baubeginn mit ei-
nem undurchsichtigen 2,0 m hohen Bretterverschlag zu schließen. 

 
 

§ 15 Wiederherstellung eines früheren Zustandes 
 
 Sind Bauwerke oder Bauteile unter Verletzung der Vorschriften dieser Satzung nach de-

ren Inkrafttreten errichtet, verändert oder beseitigt worden, so kann die Wiederherstel-
lung des früheren Zustandes oder eine Anpassung an die Vorschriften dieser Satzung 
gefordert werden. 

 
 

§ 16 Einzureichende Beurteilungsunterlagen 
 
 Um eine umfassende Beurteilung der städtebaulichen Gesichtspunkte, insbesondere der 

harmonischen Übereinstimmung eines Neubauvorhabens mit seiner Umgebung zu er-
möglichen, kann verlangt werden, dass mit dem Bauantrag zusätzlich zu den übrigen 
Bauvorlagen eine zeichnerische, schriftliche oder fotografische Darstellung der Merkmale 
der umgebenden Bebauung zu erbringen ist. 

 
 Der Umfang und Maßstab der Darstellung richtet sich nach den jeweiligen konkreten 

Erfordernissen. 
 
 

§ 17 Ausnahmen und Befreiungen 
 
 Aus städtebaulichen Gründen können Ausnahmen von diesen Festsetzungen gemacht 

und Befreiungen erteilt werden. Als Voraussetzungen einer Befreiung dient die LBau0 § 
69. Die Genehmigung für eine Befreiung im Sinne der Gestaltungssatzung ist vor Beginn 
einer Maßnahme bei der unteren Bauaufsichtsbehörde einzuholen. 

 
 Die Anhörung des Landesamtes für Denkmalpflege ist entsprechend § 88 Abs. 7 LBauO 

durchzuführen. 
 
 

§ 18 Zusammentreffen von Vorschriften dieser Satzung und Festsetzungen in  
Bebauungsplänen 

 
 Festsetzungen in Bebauungsplänen gehen den Festsetzungen dieser Satzung vor. 
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§ 19 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig den Geboten und Verboten der §§ 2 bis 18 dieser Sat-

zung oder einer aufgrund der Satzung ergangenen Anordnung zuwiderhandelt, begeht 
eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 24 Abs. 5 der Gemeindeordnung. 

 
(2) Eine Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden. Maßgebend dabei 

ist das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
 

§ 20 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
76855 Annweiler am Trifels, 12. Dezember 2001 
 
Ortsgemeinde Annweiler am Trifels 
 
Ausgefertigt: 
 
 
 
Rillmann 
Stadtbürgermeister 


